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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 14 AS 50/12 B 
 
L 6 AS 86/12 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 31 AS 2219/11 (SG Hannover) 
 
 
 
…………………………………………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
JobCenter Region Hannover, 
Lange Laube 32, 30159 Hannover, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 3. Mai 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  U d s c h i n g    sowie den Richter   Dr.  B e c k e r  

und die Richterin   H a n n a p p e l  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 13. Dezember 2011 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Die Klägerin hat zur Begründung ihrer Beschwerde keinen der in 

§ 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche Bedeutung, 

Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig dargelegt 

oder bezeichnet. 

 

Die Klägerin stützt ihre Beschwerde allein auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Be-

deutung der Rechtssache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG und hat die Frage formuliert, 

"ob Verpflichtungen aus einem gerichtlichen Verfahren, welche vom Leistungsberech-

tigten nicht aufgebracht werden können, im Rahmen der Leistungen nach dem SGB II 

- ggfs. als Darlehen - zu übernehmen sind." 

 

Die Klägerin hat jedoch nicht aufgezeigt, dass diese Rechtsfrage in einem möglichen Revi-

sionsverfahren überhaupt klärungsfähig und entscheidungserheblich ist (vgl Krasney/Udsching, 

Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, IX, RdNr 63 ff). Hierzu bestand 

vorliegend deswegen besondere Veranlassung, weil das LSG die Berufung der Klägerin als 

unzulässig, weil verspätet, verworfen hat. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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